
heitliche Arbeitsgerichtsbarkeit, einen einheitlichen Ar­
beitsschutz und eine einheitliche, umfassende Sozialver­
sicherung auf der Grundlage der Selbstverwaltung der 
Versicherten regeln sollte. Dabei waren gemäß Art. 18 
Abs. 2 die Arbeitsbedingungen so zu gestalten, daß die 
Gesundheit, die kulturellen Ansprüche und das Fami­
lienleben der Werktätigen gesichert waren. Charakte­
ristisch für diese Grundrechte war ihre gesellschaftliche 
Realität. Sie waren ein Instrument des Arbeiter-und- 
Bauern-Staates, um durch die aktive sozialistische Um­
gestaltung und Ausprägung der Arbeitsverhältnisse, 
der Wirtschaft und der gesamten Gesellschaft die ge­
schichtliche Forderung nach Entfaltung der mensch­
lichen Persönlichkeit der Werktätigen im Einklang mit 
dem Gedeihen der Gesellschaft zu erfüllen.

Der stete Ausbau und schließliche Sieg der sozialisti­
schen Produktionsverhältnisse in der DDR machten es 
immer wieder aufs Neue möglich und erforderlich, das 
Arbeitsrecht im Sinne der Verfassung von 1949 weiter­
zuentwickeln, dabei immer mehr Werktätige einzube­
ziehen und zur bewußten Verwirklichung des Arbeits­
rechts zu befähigen. So bewährte sich das Arbeitsfecht 
als ein Instrument des Arbeiter-und-Bauern-Staates zur 
Leitung der Arbeit in den Betriebskollektiven sowie 
zur sozialistischen Gestaltung der Arbeitsverhältnisse 
im Leninschen Sinne. „Die jeweils höheren Formen der 
Arbeitsverhältnisse und die wadisende Bewußtheit der 
Werktätigen . . . haben in den vergangenen Jahren im­
mer wieder Widersprüche zwischen der gesellschaft­
lichen Entwicklung und den arbeitsrechtlichen Normen 
heranreifen lassen. Diese aufkommenden Widersprüche 
konnten nur im Sinne der steten Höherentwicklung des 
Arbeitsrechts vorausschauend gelöst werden. Dadurch 
wurden die Verfassungsnormen immer besser ent­
sprechend den jeweiligen gesellschaftlichen Bedingun­
gen realisiert und die Qualität der Leitung der Arbeits­
verhältnisse mit arbeitsrechtlichen Mitteln verbes­
sert.“22

Charakteristisch für die Arbeitsrechtsentwicklung war, 
daß in konsequenter Befolgung des Verfassungsauftra­
ges, eine gerechte Wirtschaftsordnung zu erreichen, die 
sozialistischen Produktionsverhältnisse zum Siege ge­
führt wurden. Im Laufe dieser Jahre wurden die Ar­
beite Verhältnisse sozialistischen Inhalts zunächst haupt­
sächlicher und sodann ausschließlicher Gegenstand des 
Arbeitsrechts. Damit war auf diesem Gebiet die von 
Lenin dargelegte Aufgabe zu ihrem Hauptteil gelöst: 
nach der Eroberung der Macht und der Brechung des 
Widerstands der Ausbeuter eine Gesellschaftsform zu 
schaffen, die höher ist als der Kapitalismus und deren 
eines typisches Kennzeichen die. höhere Organisation 
der Arbeit ist23. Diese Erfolge bilden auch die Basis 
für eine immer stärkere Steigerung der Arbeitsproduk­
tivität — eine Aufgabe, die ständig auf der Tagesord­
nung der Geschichte bleibt.
Diese historische Tatsache bewirkte einen qualitativ 
neuen Inhalt der Grundrechte und -pflichten der Werk­
tätigen auf dem Gebiet der Arbeit. So wurde aus dem 
Recht auf Arbeit im Sinne der durch Vollbeschäftigung 
gesicherten Möglichkeit, ein Arbeitsrechtsverhältnis — 
gleich welchen Inhalts — einzugehen, nunmehr das 
Recht auf schöpferische, ausbeutungsfreie, sozialistische 
Arbeit, in der sich der Werktätige nicht nur schlechthin 
als Werktätiger, sondern zugleich als Träger der 
Staatsmacht und sozialistischer Eigentümer zum Nutzen 
der Gesellschaft, des Betriebes und seiner selbst betä­
tigt. So konnten nach dem Sieg der sozialistischen Pro­
duktionsverhältnisse die Grundrechte und -pflichten im

22 Autorenkollektiv, „Zur Grundkonzeption des sozialistischen 
Arbeitsrechts in der DDR“, Arbeitsrecht 1959, Heft 11, S. 317 Я.
23 vgl. Lenin, Werke, Bd. 27, S. 247.

Gesetzbuch der Arbeit und später in der neuen, so­
zialistischen Verfassung unter diesem Aspekt auf 
qualitativ höherem Niveau formuliert werden.
Das erste grundlegende Arbeitsgesetz in der DDR war 
das auf Initiative der Partei der Arbeiterklasse in en­
ger Zusammenarbeit mit dem FDGB ausgearbeitete 
Gesetz der Arbeit zur Förderung und Pflege der Ar­
beitskraft, zur Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
zur weiteren Verbesserung der materiellen und kultu­
rellen Lage der Arbeiter und Angestellten vom 19. April 
1950 (GBl. S. 349). Es umspannte mit seinen zehn Ab­
schnitten das gesamte Gebiet des Arbeitsrechts mit 
Ausnahme der Sozialversicherung. Dieses Gesetz be­
stimmte Inhalt und Richtung der Arbeitsrechtsentwick­
lung über zehn Jahre hinweg bis zum Erlaß des Ge­
setzbuchs der Arbeit (GBA) und war das fundamentale 
Arbeitsgesetz der Periode des Kampfes um den Sieg der 
sozialistischen Produktionsverhältnisse. Das Gesetz und 
die auf ihm beruhenden großen arbeitsrechtlichen Ver­
ordnungen zu Beginn der fünfziger Jahre — die VO 
über Kollektivverträge vom 8. Juni 1950 (GBl. S. 493), 
die VÖ zur Förderung der Aktivisten- und Wettbe­
werbsbewegung vom 27. Juli 1950 (GBL S. 715), die 
VO vom 7. Juni 1951 über Erholungsurlaub (GBl.
S. 547), die VO über Kündigungsrecht vom gleichen 
Tage (GBl. S. 550), die VO zum Schutze der Arbeits­
kraft vom 25. Oktober 1951 (GBl. S. 957), die VO über die 
Wahrung der Rechte der Werktätigen und über die Re­
gelung der Entlohnung der Arbeiter und Angestellten 
vom 20. Mai 1952 (GBl. S. 377) u. a. — waren wichtige 
Waffen, die zum Sieg der sozialistischen Produktions­
verhältnisse beitrugen und die verfassungsmäßigen 
Grundrechte entsprechend dem jeweils erreichten Ent­
wicklungsstand immer vollkommener durchsetzen hal­
fen54.
Das Gesetz der Arbeit und die genannten Verordnungen 
stellten den Einklang von Wirtschaftsplanung und Ar­
beitsrecht her. Insbesondere wurden im Verlaufe der 
Gesetzgebung die Rechte der Gewerkschaften immer 
weiter ausgebaut. So bestimmte §4 des Gesetzes der 
Arbeit erstmals, daß die freien deutschen Gewerkschaf­
ten in Betrieben und Verwaltungen die ausschließlichen 
Vertreter der Werktätigen zum Schutze ihrer Arbeite- . 
rechte und Interessen in der Produktion sind.
Mit der VO zur Förderung der Aktivisten- und Wett­
bewerbsbewegung wandte sich der Gesetzgeber einem 
neuen Gebiet zu. Lenin hatte in einem Aufsatz vom 
April 1920 hervorgehoben:

„Eine neue Arbeitsdisziplin, neue Formen der gesell­
schaftlichen Bindung zwischen den Menschen, neue 
Formen und Methoden der Heranziehung der Men­
schen zur Arbeit zu schaffen — das ist eine Aufgabe 
von vielen Jahren und Jahrzehnten.“25 

In seiner Arbeit „Die große Initiative“ hatte Lenin die 
kommunistischen Subbotniks als einen Anfang, aber 
als einen „Anfang von ungewöhnlich großer Tragweite“ 
bezeichnet28, und zwar deswegen, weil der Kampf ge­
gen die im Kapitalismus eingewurzelten Gewohnheiten 
der Ausbeuterordnüng eine schwierigere, radikalere, 
wesentlichere und entscheidendere Umwälzung erfor­
dert als der Sturz des Kapitalismus selbst. Erst wenn 
die neue Disziplin fest verankert ist, dann ist die Rück­
kehr zum Kapitalismus unmöglich.
Die Subbotniks sind deshalb von historischer Bedeu­
tung, weil sie „die bewußte und freiwillige Initiative 
der Arbeiter bei der Entwicklung der Arbeitsproduk-

24 Zum Inhalt dieser Verordnungen vgl. Kunz/Tippmann, Die 
Entwicklung des Arbeitsrechts ln Deutschland, Berlin 1956,
S. 108 ff.
25 Lenin, Werke, Bd. 30, Berlin 1961, S. 511.
26 Lenin, Werke, Bd. 29. S. 399.
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